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B E K A N N T M A C H U N G

Bebauungsplan D 654 tritt in Kraft  
- Stadtbezirk Burg/Höhscheid -

Der durch den Rat der Stadt Solingen am 04.04.2019 ge-
troffene Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 4 BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht. Der 
volle Wortlaut des Beschlusses lautet:

Der Rat der Stadt beschließt:
Der Bebauungsplan D 654 für das Gebiet nördlich des 
Argonner Weg, westlich der Wittekindstraße, südlich der 
Bozener Straße und östlich der Finkenstraße wird gem. 
§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen auf der Grundlage der Begründung mit 
Fassung vom 12.03.2019 sowie der zugehörigen textli-
chen Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan D 654 und die zugehörige Begrün-
dung liegen vom Tage der Bekanntmachung an während 
der Dienststunden im Rathaus Solingen-Mitte, Stadtdienst 
Planung, Mobilität und Denkmalpflege, Abteilung Städte-
bauliche Planung, Walter-Scheel-Platz 1, 2. Obergeschoss 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. 
Dienststunden sind Montags, Dienstags, Mittwochs und 
Donnerstags jeweils in der Zeit von 8:00 bis 13:00 Uhr sowie 
von 14:00 bis 16:00 Uhr und Freitags von 8:00 bis 13:00 Uhr. 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Dieser unmaßstäbliche Ausschnitt aus der Deutschen Grundkarte 
dient als grobe Umschreibung der Plandarstellung des Bebauungs-
planes D 654 als Bestandteil des Beschlusses des Rates der Stadt 
Solingen. Vervielfältigt mit Genehmigung des Stadtdienstes Ver-
messung und Kataster Solingen DGK 5 (17.3/98).

Hinweise 
Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) 
in der derzeit geltenden Fassung weise ich darauf hin, 
dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmun-
gen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jah-
res seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

2. Gemäß § 215 Baugesetzbuch (BauGB) werden
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes und

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhaltes geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.

3. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung 
verlangen, wenn die in §§ 39 bis 42 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

 Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht 
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die in obengenannten Fällen bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan D 654 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Solingen, 05.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hoferichter
Stadtdirektor

B E K A N N T M A C H U N G

Stadtplanung zur Diskussion 
 - Stadtbezirk Ohligs/Aufderhöhe/Merscheid -

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf des 
Bebauungsplanes O 658 für das Gebiet zwischen der Düssel­
dorfer Straße, der Weststraße, der Lippestraße und der Straße 
Im Ohligs.
1. Planungsauftrag
 Die Bezirksvertretung Ohligs/Aufderhöhe/Merscheid 

hat in ihrer Sitzung am 18.03.2019 dem Vorentwurf 
des Bebauungsplanes O 658 für das Gebiet zwischen 
der Düsseldorfer Straße, der Weststraße, der Lippe­
straße und der Straße Im Ohligs zugestimmt und die 
Verwaltung beauftragt, die frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung für den Vorentwurf zum Bebauungsplan 
gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchzuführen.

Dieser unmaßstäbliche Ausschnitt aus der Deutschen Grundkarte 
gehört zur Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes O 658. Vervielfäl-
tigt mit Genehmigung des Stadtdienstes Vermessung und Kataster 
Solingen DGK 5 (17.3/98).

2. Allgemeine Planungsziele
 Das Plangebiet liegt im Stadtbezirk Ohligs/Aufderhöhe/ 

Merscheid unmittelbar westlich des im Kommunalen 
Einzelhandelskonzept festgelegten Besonderen 
Stadtteilzentrums Ohligs. und ca. 550 m westlich des 
Solinger Hauptbahnhofes. Zum Plangebiet gehören 
die Grundstücke im Baublock südlich der Düsseldorfer 
Straße, westlich der Weststraße, nördlich der Lippe­
straße und östlich der Straße Im Ohligs. Im Plangebiet 
befinden sich zwei Vergnügungsstätten an der Düssel-
dorfer Straße/ Ecke Weststraße in Form eines Wett-
büros und einer mittlerweile allerdings geschlossenen 
Spielhalle. 

 Für das gesamte Plangebiet liegt derzeit kein rechts-
verbindlicher Bebauungsplan vor. Drei Fluchtlinien-
pläne (O. 123a an der Straße Im Ohligs, O. 301 an 
der Düsseldorfer Straße und der Lippestraße sowie O. 
213 an der Weststraße) setzen weitgehend entlang 
der faktischen Straßenbegrenzungslinie jeweils eine 
Straßenfluchtlinie fest. 

 Für ein an der Düsseldorfer Straße Ecke Weststraße 
gelegenes Ladenlokal, das bislang als Spielhalle ge-
nutzt wurde, ist im Februar 2019 ein Antrag auf Nut-
zungsänderung von einer Spielhalle in ein Wettbüro 
eingegangen. Die Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
hat in vielen Fällen erhebliche Auswirkungen auf den 
städtischen Raum, insb. sog. Trading-Down-Effekte. 
Sehr häufig sind es negative Auswirkungen, die städ-
tebauliche Spannungen auslösen und daher regelmä-
ßig zu einem Regelungsbedarf führen – insbesondere 
in solchen Bereichen, die städtebaulich besonders 
sensibel auf derartige Ansiedlungen reagieren oder die 
von größerer städtebaulicher Bedeutung sind. 

 Da aufgrund des vorhandenen Planungsrechts – 
jedenfalls nicht kerngebietstypische – Vergnügungs-
stätten im Plangebiet allgemein zulässig sind, ist die 
Einleitung des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens 
erforderlich, um auch zukünftig eine Zulässigkeit von 
weiteren Vergnügungsstätten im Planbereich aus-
schließen zu können. 
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 Zur Erreichung der Planungsziele ist ein einfacher  
Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB mit Fest­
setzungen nach § 9 Abs. 2b BauGB vorgesehen mit 
dem für im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34 
BauGB) festgesetzt werden kann, dass Vergnügungs-
stätten oder bestimmte Arten von Vergnügungsstätten 
zulässig oder nicht zulässig sind oder nur ausnahms-
weise zugelassen werden können

 Die Anwendung des § 9 Abs. 2b BauGB ist nach seinem 
Regelungsinhalt möglich, wenn mit der Bauleitplanung 
eine Beeinträchtigung von Wohnnutzungen oder 
anderen schutzbedürftigen Anlagen wie Kirchen, 
Schulen und Kindertagesstätten oder eine Beein-
trächtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung 
ergebenden städtebaulichen Funktion des Gebiets 
verhindert werden soll. Das ist hier vorliegend der Fall, 
da im Plangebiet und dessen Umgebung in großem 
Umfang schutzwürdige Wohnnutzung vorhanden ist 
und die städtebauliche Funktion des Plangebiets als 
Eingangsbereich zum Besonderen Stadtteilzentrum 
Ohligs durch die Ansiedlung weiterer Vergnügungs-
stätten gefährdet wäre. Deren Ansiedlung könnte sich 
schließlich negativ auf das Image und die Attraktivität 
des Besonderen Stadtteilzentrums Ohligs auswirken.

 Zukünftig sollen daher im Plangebiet alle Arten von 
Vergnügungsstätten, wie bspw. Spielhallen und 
Wettbüros, im Plangebiet als nicht zulässig festgesetzt 
werden. Um dem genehmigten Bestand an Vergnü-
gungsstätten im Sinne der Eigentümerinteressen 
ausreichend Rechnung zu tragen, wird die (Un-)Zuläs-
sigkeit von Vergnügungsstätten in zwei Teilbereichen 
differenziert festgesetzt: 
• Im Teilbereich 1, der einen Grundstücksteil an 

der Düsseldorfer Straße Ecke Weststraße um-
fasst, befindet sich derzeit eine Spielhalle, die 
eine Unterart der Nutzungsart Vergnügungs-
stätte darstellt. Folglich wird für diesen Teilbereich 
festgesetzt, dass hier Vergnügungsstätten – mit 
Ausnahme einer Spielhalle – unzulässig sind. 

• Im Teilbereich 2, der sich auf den südlich an 
den Teilbereich 1 angrenzenden Grundstücks-
teil bezieht, befindet sich derzeit ein Wettbüro, 
welches ebenfalls eine Unterart der Nutzungsart 
Vergnügungsstätte darstellt. Folglich wird für 
diesen Teilbereich festgesetzt, dass hier Vergnü-
gungsstätten – mit Ausnahme eines Wettbüros – 
unzulässig sind. Aufgrund der geringen Größe der 
Teilbereiche ist in beiden Teilbereichen nicht mit 
der Ansiedlung weiterer Spielhallen bzw. Wett­
büros zu rechnen. 

 Das Bauleitplanverfahren kann gemäß § 13 Abs. 
1 BauGB im sogenannten vereinfachten Verfahren 
durchgeführt werden, da lediglich Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 2b BauGB vorgesehen sind. Gemäß § 13 
Abs. 3 BauGB wird im vereinfachten Verfahren bei den 
Unterlagen zur öffentlichen Auslegung von der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht 
nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, abgesehen. Dies bedeutet selbstver-
ständlich nicht, dass Umweltbelange im Verfahren 

nach § 13 BauGB nicht geprüft werden müssen. Die 
Belange des Umweltschutzes sind vielmehr gem. § 1 
Abs. 6 Nr. 7 als Belang in die Abwägung einzustellen 
und zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist auch eine 
Vorprüfung hinsichtlich des Artenschutzes erforderlich.

 Im Übrigen finden im Plangebiet weiterhin § 34 
BauGB und in Bezug auf das Einfügekriterium der 
überbaubaren Grundstücksfläche zusätzlich die Festset-
zungen der beiden o.g. Fluchtlinienpläne Anwendung.

3. Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits­
beteiligung

 Die allgemeinen Ziele und Zwecke des Vorentwurfes 
zum Bebauungsplan O 658 können in der Zeit vom 
06.05.2019 bis einschließlich 09.05.2019 im Rathaus 
Solingen-Mitte, Stadtdienst Planung, Mobilität und 
Denkmalpflege, Walter­Scheel­Platz 1, 2. Oberge-
schoss, während der Dienststunden eingesehen und 
erörtert werden. Dienststunden sind Montags, Diens-
tags, Mittwochs und Donnerstags jeweils in der Zeit 
von 8:00 bis 13:00 Uhr sowie von 14:00 bis 16:00 Uhr 
und Freitags von 8:00 bis 13:00 Uhr.

 Zusätzlich sind Terminabsprachen mit der zuständigen 
Planerin Frau Wildermann telefonisch unter 0212 290 
­ 4491 bzw. per Mail an n.wildermann@solingen.de 
möglich. Schriftliche Stellungnahmen werden bis zum 
31.05.2019 an den Stadtdienst Planung, Mobilität 
und Denkmalpflege, Rathaus Solingen­Mitte, 42651 
Solingen, Walter-Scheel-Platz 1, erbeten.

Solingen, 05.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hoferichter
Stadtdirektor

---------------------------------------

Bekanntmachungsanordnung/Bekanntmachung
Der durch den Rat der Stadt Solingen am 04.04.2019 ge-
troffene Beschluss wird hiermit gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. § 4 BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht. Der 
volle Wortlaut des Beschlusses lautet:

Für das Gebiet zwischen der Düsseldorfer Straße, der 
Weststraße, der Lippestraße und der Straße Im Ohligs 
wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die 
Aufstellung des Bebauungsplanes O 658 angeordnet. 
Bestandteil des Beschlusses ist der Lageplan im Maßstab 
1:500 vom 01.03.2019, in dem die Grenzen des künf-
tigen Plangebiets durch starke schwarze unterbrochene 
Linien gekennzeichnet sind. 

Der Lageplan im Maßstab 1:500 vom 01.03.2019 als Be-
standteil zum Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes 
O 658 liegt vom Tage der Bekanntmachung an während 
der Dienststunden im Rathaus Solingen-Mitte, Stadtdienst 
Planung, Mobilität und Denkmalpflege, Abteilung Städte-
bauliche Planung, Walter-Scheel-Platz 1, 2. Obergeschoss 
zu jedermanns Einsicht aus. Dienststunden sind Montags, 

3



§ 4
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen, kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme 
zugelassen werden. Die Entscheidung über die Ausnahme 
trifft die Stadt Solingen als Baugenehmigungsbehörde.

§ 5
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-
sperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von 
denen die Stadt Solingen nach Maßgabe des Bauordnungs-
rechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor 
dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen 
werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 6
Die Veränderungssperre 170/ 658 tritt am Tage der Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Solingen in Kraft. 
Sie tritt nach Ablauf von zwei Jahren, vom Tag der Bekannt-
machung gerechnet, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist 
ist der seit der Zustellung der ersten Zurückstellung eines 
Baugesuches nach § 15 BauGB abgelaufene Zeitraum an-
zurechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer 
Kraft, sobald und soweit der Bebauungsplan für das in § 2 
genannte Gebiet rechtsverbindlich wird.

Solingen, 05.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hoferichter
Stadtdirektor

---------------------------------------

Bekanntmachungsanordnung
Die vom Rat der Stadt Solingen am 04.04.2019 beschlossene 
Satzung über die Veränderungssperre Nr. 170/658 für den 
Bereich südlich entlang der Düsseldorfer Straße zwischen 
der Straße Im Ohligs im Westen und der Weststraße im  
Osten wird hiermit gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 BauGB i.V.m. 
§ 4 BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht.

Dieser unmaßstäbliche Ausschnitt aus der Deutschen Grundkar-
te dient als grobe Umschreibung der Lage des Gebietes, welches 
von der Satzung der Veränderungssperre Nr. 170/ 658 erfasst ist. 
Vervielfältigt mit Genehmigung des Stadtdienstes Vermessung und 
Kataster Solingen DGK 5 (17.3/98).

Dienstags, Mittwochs und Donnerstags jeweils in der Zeit 
von 8:00 bis 13:00 Uhr sowie von 14:00 bis 16:00 Uhr und 
Freitags von 8:00 bis 13:00 Uhr. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben.

Solingen, 05.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hoferichter
Stadtdirektor

B E K A N N T M A C H U N G

Satzung über eine Veränderungssperre für den 
Bereich südlich entlang der Düsseldorfer Straße 

zwischen der Straße Im Ohligs im Westen und der 
Weststraße im Osten (Nr. 170/658) 

vom 05.04.2019

Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 
und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der jeweils 
z. Zt. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Solingen in 
seiner Sitzung am 04.04.2019 folgende Satzung über eine 
Veränderungssperre beschlossen:

§ 1
Für das Gebiet zwischen der Düsseldorfer Straße, der West-
straße, der Lippestraße und der Straße Im Ohligs hat der Rat 
der Stadt am 04.04.2019 die Aufstellung eines Bebauungs-
planes beschlossen. Soweit dies zur Sicherung der Planung 
erforderlich ist, wird die Veränderungssperre erlassen.

§ 2
Die Veränderungssperre erstreckt sich auf die nachstehen-
den Flurstücke:
Gemarkung Ohligs, Flur 83, Flurstücke 186, 230, 231, 
Gemarkung Ohligs, Flur 85, Flurstücke 4, 5, 273, 274, 
275,.277. 278, 321

§ 3
In dem räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 2 dieser Satzung) dürfen:
a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-

führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind:
aa) Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder 

Nutzungsänderung von baulichen Anlagen zum 
Inhalt haben, und

bb) Aufschüttungen und Abgrabungen größeren 
Umfangs sowie Ausschachtungen, Ablagerungen 
einschließlich Lagerstätten;

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verände-
rungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, 
deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs­ oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen 
werden.
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Solingen, 05.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hoferichter
Stadtdirektor

B E K A N N T M A C H U N G

Verordnung zum Schutz freilaufender Katzen in der 
Stadt Solingen (Katzenschutzverordnung)  

vom 09.04.2019

Auf Grund von § 13 b des Tierschutzgesetzes in der aktu-
ellen Fassung, in Verbindung mit § 5 der Verordnung über 
Zuständigkeiten und zur Übertragung von Ermächtigungen 
zum Erlass von Rechtsverordnungen auf dem Gebiet des 
Tierschutzrechts vom 03. Februar 2015 (GV.NRW.S.212) 
und §§ 27, 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) 
– in der aktuellen Fassung, wird von der Stadt Solingen als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates vom 
04.04.2019 folgende Verordnung erlassen:

§ 1 
Regelungszweck; Geltungsbereich
(1)  Diese Verordnung dient dem Schutz von freilebenden 

Katzen vor erheblichen Schmerzen, Leiden oder Schä-
den, die auf eine zu hohe Zahl dieser Katzen innerhalb 
des Stadtgebietes Solingen zurückzuführen sind.

(2)  Diese Verordnung gilt für das gesamte Stadtgebiet, 
das damit als Schutzgebiet ausgewiesen ist.

§ 2 
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung ist eine
1. Katze ein männliches oder weibliches Tier der Art 

Hauskatze (Felis silvestris catus),
2. gehaltene Katze eine Katze, die von einem Menschen 

gehalten wird,
3. Haltungsperson, wer die tatsächliche Bestimmungs-

macht über eine Katze in eigenem Interesse und nicht 
nur ganz vorübergehend ausübt und das wirtschaftli-
che Risiko des Verlusts des Tieres trägt,

4. freilebende Katze eine Katze, die nicht oder nicht 
mehr von einem Menschen gehalten wird,

5. Freigängerkatze eine gehaltene Katze, die unkontrolliert 
freien Auslauf hat,

6. fortpflanzungsfähige Katze eine Katze, die fünf 
Monate oder älter ist und nicht fortpflanzungsunfähig 
gemacht worden ist.

§ 3 
Kennzeichnung und Registrierung
(1)  Die Haltungsperson hat die Freigängerkatze eindeutig 

und dauerhaft, entweder durch einen Mikrochip oder 
durch Tätowierung, kennzeichnen zu lassen.

Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 170/ 658 liegt 
vom Tage der Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden im Rathaus Solingen-Mitte, Stadtdienst Planung, 
Mobilität und Denkmalpflege, Abteilung Städtebauliche 
Planung, Walter-Scheel-Platz 1, 2. Obergeschoss während 
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Dienststun-
den sind Montags, Dienstags, Mittwochs und Donnerstags 
jeweils in der Zeit von 8:00 bis 13:00 Uhr sowie von 14:00 
bis 16:00 Uhr und Freitags von 8:00 bis 13:00 Uhr. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Hinweise
Es wird auf folgendes hingewiesen:
1. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet, oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

2. Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über 
den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurück-
stellung eines Baugesuches nach § 15 Abs. 1 BauGB 
hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene 
Vermögensnachteile eine angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten. Die Vorschriften über die 
Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
des BauGB sowie § 121 BauGB gelten entsprechend; 
dabei ist der Grundstückswert zugrunde zu legen, 
der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils des BauGB zu entschädigen wäre (§ 18 
Abs. 1 BauGB). Zur Entschädigung ist die Gemeinde 
verpflichtet. Der Entschädigungsberechtigte kann Ent-
schädigung verlangen, wenn die vorstehend bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Kommt 
eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, 
entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Für den 
Bescheid über die Festsetzung der Entschädigung gilt 
§ 122 BauGB entsprechend (§ 18 Abs. 2 BauGB). Auf 
das Erlöschen des Entschädigungsanspruches findet 
§ 44 Abs. 4 BauGB mit der Maßgabe Anwendung, 
dass bei einer Veränderungssperre, die die Sicherung 
einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 BauGB oder § 41 
Abs. 1 BauGB zum Gegenstand hat, die Erlöschungs-
frist frühestens ab Rechtsverbindlichkeit des Bebau-
ungsplans beginnt (Hinweis nach § 18 Abs. 3 BauGB).
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(4)  Ein von der Haltungsperson personenverschiedener 
Eigentümer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 und 3 
zu dulden.

§ 6 
Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen
(1)  Die Stadt Solingen oder ein von ihr Beauftragter kann 

freilebende Katzen
a. kennzeichnen, registrieren und
b. unfruchtbar machen lassen

 Zu diesen Zwecken darf die freilebende Katze in Ob-
hut genommen werden.

 Nach der Unfruchtbarmachung kann die Katze wieder 
in die Freiheit entlassen werden. Die Entlassung in die 
Freiheit soll an der Stelle erfolgen, wo die Katze aufge-
griffen worden ist.

(2)  Ist für Maßnahmen nach Absatz 1 das Betreten eines 
Privat- oder Betriebsgeländes erforderlich, ist der 
Eigentümer oder Pächter verpflichtet, dies zu dulden 
und die Stadt Solingen oder den von ihr Beauftrag-
ten bei einem Zugriff auf die freilebenden Katzen zu 
unterstützen.

§ 7 
Kosten
Die Kosten der Kennzeichnung und Registrierung von Frei-
gängerkatzen nach § 5 Absatz 3 Satz 1 sowie der Unfruchtbar-
machung nach § 5 Absatz 3 Satz 2 trägt die Haltungsperson. 
Im Übrigen trägt die Kosten derjenige, der die Durchführung 
der kostenpflichtigen Maßnahme in Auftrag gibt.

§ 8 
Übergangsregelung
(1)  Die Pflichten nach § 3 Absatz 1 (Kennzeichnung und 

Registrierung) und die Pflicht nach § 4 (Auslaufverbot) 
treten innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung in Kraft.

(2)  Die Fristen nach Absatz 1 beginnen unabhängig von 
dem Zeitpunkt des Zuzuges der Haltungsperson in das 
Gebiet der Stadt Solingen.

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig entgegen
a. § 3 Abs. 1 eine Freigängerkatze nicht eindeutig 

und dauerhaft durch Microchip oder Ohrtätowie-
rung kennzeichnet,

b. § 3 Abs. 1 eine Freigängerkatze nicht gemäß § 3 
Abs. 2 registrieren lässt und

c. § 4 nicht sicherstellt, dass fortpflanzungsfähige 
Katzen keinen unkontrollierten freien Auslauf 
haben.

(2)  Ordnungswidrig handelt auch, wer einer Anordnung 
zur Unfruchtbarmachung gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 
nicht nachkommt oder eine Bescheinigung eines Tier-
arztes zum Nachweis der Unfruchtbarmachung gemäß 
§ 5 Abs.2 Satz 2 nicht vorlegt.

(3)  Ordnungswidrigkeiten können mit Geldbußen bis zu 
1.000,00 Euro geahndet werden.

(2)  Ferner ist die Katze in ein öffentliches oder privat ge-
führtes Register, das der Behörde zugänglich ist, unter 
Beachtung der geltenden Regelungen zum Daten-
schutz, einzutragen.

 Folgende Angaben werden dafür benötigt:
a. Daten des Mikrochips, alternativ die Tätowier-

nummer,
b. Name und Anschrift der Haltungsperson,
c. Vorhandene Fortpflanzungsfähigkeit der Katze,
d. Identifikationsmerkmale der Katze, z. B. Fellfarbe 

oder -zeichnung.
 Die Haltungsperson ist verpflichtet, die vorgenannten 

Angaben aufnehmen zu lassen. Die Verpflichtung 
erstreckt sich auch auf eine Meldung zur Änderung 
bzw. Löschung der Daten, sobald die Voraussetzungen 
der Registrierung sich geändert haben bzw. wegge-
fallen sind. Ferner hat die Haltungsperson für eine 
entsprechende Übermittlung der Tierdaten durch ein 
privat geführtes Register an die Stadt Solingen oder 
Beauftragte im Sinne dieser Verordnung notwendige 
datenschutzrechtliche Einwilligung zu erteilen.

(3)  Die Daten des Registers dienen der Aufgabenerfüllung 
der Ordnungsbehörde.

§ 4 
Auslaufverbot für fortpflanzungsfähige Katzen
(1)  Die Haltungsperson hat sicherzustellen, dass fort-

pflanzungsfähige Katzen, die innerhalb des Schutz-
gebietes im Sinne des § 1 Absatz 2 gehalten werden, 
keinen unkontrolliert freien Auslauf haben. Kann die 
Haltungsperson dies nicht sicherstellen, so hat sie die 
Katze fortpflanzungsunfähig zu machen.

§ 5 
Maßnahmen gegenüber aufgegriffenen Katzen
(1)  Freigängerkatzen, derer die Stadt Solingen oder von 

ihr Beauftragte innerhalb des Schutzgebiets habhaft  
werden, dürfen zum Zweck der Ermittlung der Haltungs-
person in Obhut genommen werden. Mit der Ermitt-
lung der Haltungsperson soll unmittelbar nach dem 
Aufgreifen der Katze begonnen werden.

(2)  Ist die Haltungsperson ermittelt und die Katze noch 
nicht unfruchtbar gemacht, so kann die Stadt Solingen 
anordnen, die Katze unfruchtbar machen zu lassen. 
Vor Gewährung eines weiteren unkontrollierten 
Auslaufs hat die Haltungsperson eine schriftliche 
Bestätigung ihres Tierarztes oder ihrer Tierärztin, dass 
die Katze fortpflanzungsunfähig gemacht wurde, 
vorzulegen.

(3)  Ist eine innerhalb des Schutzgebietes angetroffene 
Freigängerkatze nicht gekennzeichnet und registriert 
und eine Ermittlung der Haltungsperson daher nicht 
möglich, so kann die Stadt Solingen Dritte mit der 
Kennzeichnung und Registrierung beauftragen. Ist 
eine Freigängerkatze noch fortpflanzungsfähig, so 
kann die Stadt Solingen darüber hinaus Dritte mit 
der Unfruchtbarmachung beauftragen. Nach der 
Unfruchtbarmachung kann die Katze wieder in die 
Freiheit entlassen werden.
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II. Räumlicher Geltungsbereich:
Der räumliche Geltungsbereich der Allgemeinverfügung 
umfasst textlich folgende Bereiche:
• Düsseldorfer Straße,
• Aachener Straße,
• Ohligser Markt,
• Baustraße,
• Am Weisenhäuschen,
• Parkstraße (zwischen Aachener Straße und Wittenberg-

straße),
• Wittenbergstraße,
• Nippesstraße,
• Kirchgasse,
• Wilhelmstraße (zwischen Bahnstraße und Keldersstraße),
• Keldersstraße,
• Forststraße (zwischen Keldersstraße und Düsseldorfer 

Straße),
• Emdenstraße,
• Grünstraße (zwischen Talstraße und Düsseldorfer Straße),
• Emscherstraße (zwischen Weststraße und Emdenstraße),
• Lennestraße,
• Weststraße (zwischen Emscherstraße und Düsseldorfer 

Straße).
 
Soweit nicht anders bezeichnet, erstreckt sich das Verbot 
bei den vorgenannten Straßen jeweils auf beide Straßensei-
ten sowie die Gehwegbereiche.
Der Geltungsbereich des jeweiligen Verbots ist der anlie-
genden Karte (Anlage 1) als rot hinterlegte Fläche zu ent-
nehmen. Die Karte ist Bestandteil der Allgemeinverfügung.
 
III. Androhung von Zwangsmitteln:
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung 
wird in den Fällen von I das Zwangsmittel des unmittelbaren 
Zwanges in Form der Wegnahme der mitgeführten Glasbe-
hältnisse angedroht.

IV. Anordnung der sofortigen Vollziehung:
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird die sofortige 
Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, mit der Folge, 
dass eine evtl. eingelegte Klage keine aufschiebende Wir-
kung hat.

V. Bekanntgabe
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen (VwVfG NW) 
mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als be-
kannt gegeben.

Begründung
In der Zeit vom 24.05. bis 26.05.2019 findet das Dürpelfest 
im Stadtgebiet von Solingen Ohligs statt. Die Besucherzah-
len tendierten in den vergangenen Jahren bei über 100.000 
Personen an den drei Festtagen.
Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass 
der Einsatz von Glasgetränkebehältnissen bei Großveran-
staltungen grundsätzlich mit erheblichen Gefahren ver-
bunden ist. Aufgrund der enormen Besucheranzahl dieser 
Großveranstaltung kam es durch zahlreich mitgeführte 
Glasbehältnisse und der unsachgemäßen Entsorgung von 
Glasgetränkebehältnissen schon in kürzester Zeit zu erheb-

§ 10 
Inkrafttreten
Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung der 
Stadt Solingen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 GO NRW 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördlichen Verord-
nung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
• eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

• diese Satzung/ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht 
ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,

• der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder

• der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Solingen, 09.04.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Hartmut Hoferichter
Stadtdirektor

B E K A N N T M A C H U N G

Allgemeinverfügung Glasverbot

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Aufbau und die 
Befugnisse der Ordnungsbehörden Nordrhein-Westfalen 
(OBG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
Mai 1980 (GV NRW S. 528) in der derzeit geltenden Fas-
sung (OBG NRW), erlässt die Stadt Solingen für Freitag, den 
24. Mai 2019 von 00.00 Uhr bis Sonntag den 26.05.2019 
24.00 Uhr folgende Allgemeinverfügung:

I. Mitführungs­ und Benutzungsverbot von  
Glasgetränkebehältnissen:
Für den o.g. Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung 
von Glasgetränkebehältnissen, das heißt alle Behältnisse die 
aus Glas hergestellt werden (wie zum Beispiel Flaschen und 
Gläser) in dem unter Ziffer II definierten Bereich der Stadt 
Solingen außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt.
Von diesem Verbot ausgenommen ist das Mitführen von 
Glasbehältnissen durch Getränkelieferanten und Personen, 
welche diese offensichtlich und ausschließlich zur unmit-
telbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung erworben 
haben.
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und im Hinblick auf die Gefahrenlage auch als angemessen 
anzusehen.

Von dem unter Ziffer I. angeordneten generellen Mitfüh-
rungsverbot von Glasgetränkebehältnissen sind lediglich 
diejenigen Personen auszunehmen, die Glasbehältnisse 
offensichtlich und ausschließlich zum häuslichen Gebrauch 
mitführen. Damit besteht für Anlieger innerhalb des Ver-
fügungsgebietes die Möglichkeit, Getränke nach Hause zu 
bringen. Hierdurch kann zwar nicht gänzlich ausgeschlos-
sen werden, dass zum Beispiel infolge wahrheitswidriger 
Angaben zum häuslichen Gebrauch dennoch unbefugter-
weise Glasgetränkebehältnisse zum dortigen Verbrauch in 
das Verbotsgebiet gelangen; es ist jedoch zu erwarten, dass 
der Gebrauch von Glas eine hinreichende Beschränkung er-
fährt, die ausreicht, den abzuwehrenden Gefahren wirksam 
zu begegnen.
Das Benutzungsverbot von Glasbehältnissen stellt auch 
eine Einschränkung des Gewerberechtes (Art 12 GG; § 1 
GewO) dar, da in der Außengastronomie die Verwendung 
dieser ebenfalls untersagt ist. Das Verwendungsverbot ist 
jedoch auf einen kurzen Zeitraum begrenzt und umfasst 
ausschließlich die Außengastronomien in den aus ord-
nungsbehördlicher Sicht stark betroffenen Bereichen der 
Veranstaltung für die Besucher/innen. Durch die Bekannt-
gabe dieser Allgemeinverfügung mit einem ausreichenden 
Vorlauf können sich die betroffenen Gastwirte rechtzeitig 
auf den Einsatz alternativer Materialien (z.B. Kunststoff/
Hartplastik) einstellen. Organisatorisch und logistisch dürfte 
es kein Problem darstellen, für den beschriebenen engen 
Zeitkorridor auf alternative Ausschankgefäße umzustellen, 
zumal nicht die generelle Abgabe alkoholischer Getränke 
ausgeschlossen ist, sondern nur der Ausschank in Glasge-
tränkebehältnissen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Gastwirte sind durch 
diese Anordnung nicht beeinträchtigt, da ihnen nicht der 
Ausschank an sich untersagt, sondern lediglich die Wahl der 
Behältnisse eingeschränkt wird. Es ist nicht erkennbar, dass 
es durch die Nutzung von Plastik­ oder Pappbehältnissen zu 
Einnahmeverlusten der Gastwirte kommt.

Dem gegenüber steht das erhebliche Gefährdungspoten-
tial für Besucher/innen des Dürpelfestes sowie auch eines 
unbeteiligten Personenkreises von Solinger Bürger/innen. 
In Abwägung des Grundrechtgedankens auf körperliche 
Unversehrtheit ist diesen Aspekten im konkreten Fall eine 
höhere Gewichtung einzuräumen.Den aus der Erfahrung 
zurückliegender Veranstaltungen zu befürchtenden Gefähr-
dungslagen mit dem Risiko erheblicher Personen- und/oder 
Sachschäden muss bei der Entscheidung für ein umfassen-
den Glasverbot Vorrang eingeräumt werden gegenüber 
den Einzelinteressen an einer uneingeschränkten Gewer-
beausübung.

Die Grenzen des Geltungsbereiches werden unter Berück-
sichtigung der Erfahrungen der Polizei, der Feuerwehr, der 
Rettungsdienste, des Ordnungsamtes und des Jugendamtes 
der Stadt Solingen bestimmt. Dazu wurden auch Neben- 
und Verbindungsstraßen zum Dürpelfest in den Geltungs-

lichem Glasbruch sowohl insbesondere im unmittelbaren 
Veranstaltungsbereich, als auch in Teilen auf den Haupt-
zuwegungen dorthin. Die unsachgemäße Entsorgung von 
Glasbehältnissen kann auch nicht allein dadurch verhindert 
werden, dass ausreichende Behältnisse zur Entsorgung 
vorgehalten werden. Die Folge hieraus können erhebliche 
Schnittverletzungen aufgrund der nicht ordnungsgemäßen 
Glasentsorgung sein.

Bereits im Jahr 2017 und 2018 wurde das Mitführen und 
die Benutzung von Glasgetränkebehältnissen mittels All-
gemeinverfügung verboten. Hierdurch lag eine rechtliche 
Handhabung vor, gegen das Mitführen von Glasbehältnis-
sen vorzugehen und eine Vielzahl von Glasgetränkebehält-
nissen wurde eingezogen. Dies hat zu einer erheblichen 
Reduzierung von Schnittverletzungen geführt.
Zudem steigert sich durch den vermehrten Alkoholgenuss 
bei diesen Veranstaltungen erfahrungsgemäß die Gewalt-
bereitschaft der Besucher/innen, mit der Folge möglicher, 
erheblicher Verletzungen bei den Betroffenen und Unbetei-
ligten. Auch steigt die Gefahr, dass Glasbehältnisse als Waf-
fen eingesetzt werden. Um diesen Gefahren zu begegnen, 
wird das Mitführ- und Benutzungsverbot (I.) erlassen.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Anordnungen ist § 14 
Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – vom 
13.05.1980 (GV. NW. S. 528). Danach können die Ord-
nungsbehörden die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung abzuwehren.

Durch die Verbote soll sichergestellt werden, dass keine 
Glasbehältnisse in den Veranstaltungsbereich und auf die 
Zu- und Abwege gelangen. Die Verbote sind geeignet, die 
oben aufgezeigten Gefahren von Glas und Glasbruch in ei-
nem stark besuchten Bereich abzuwehren. Die Verbote sind 
zudem erforderlich, da kein milderes Mittel erkennbar ist.

Auch der Veranstalter ist bestrebt, die Versorgung der Be-
sucher/innen durch die Verwendung anderer Materialien 
sicherzustellen, um damit zusätzlichen Glasbruch und das 
Entstehen der Gefahr zu vermeiden. Allerdings haben die 
Erfahrungen der vergangenen Jahre gezeigt, dass diese 
Maßnahme allein nicht ausreicht, um den Veranstaltungs-
bereich sicher zu gestalten, so dass das Mitführverbot er-
gänzend zu erlassen ist. Zwar stellt das Verbot von Glas eine 
Einschränkung dar, die jedoch durch den Einsatz alterna-
tiver Materialien (z.B. Kunststoff/Hartplastik) ausgeglichen 
werden kann. Diese Einschränkung ist im Verhältnis zur 
aufgezeigten Gefahrenlage für den angeordneten kurzen 
Zeitraum zumutbar und vertretbar. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass das Getränkeangebot in diesen 
Behältnissen in den letzten Jahren beträchtlich zugenom-
men hat. Aus ordnungsbehördlicher Sicht kann der oben 
genannten Gefahr nur durch einen grundsätzlichen Ver-
zicht auf Glasgetränkebehältnisse begegnet werden.

Aus den vorgenannten Gründen ist daher die Untersagung 
des Mitführens und der Benutzung von Glasgetränkebe-
hältnissen im beschriebenen Umfang geeignet, erforderlich 
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Eine Frist zur Erfüllung der Verpflichtungen braucht nach 
den Vorgaben des § 63 Abs. 1 S. 2 VwVG nicht bestimmt 
zu werden, da im Wege dieser Allgemeinverfügung eine 
Unterlassung (hier: Unterlassung des Mitführens von Glas 
bzw. des Ausschanks in Glasbehältnissen) erzwungen wer-
den soll.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer­
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die 
angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden.

Falls die Frist durch das Verschulden eines vom Kläger Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden dem Kläger zugerechnet.

Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Das Verwal-
tungsgericht, Bastionstraße 39, 40021 Düsseldorf, kann die 
aufschiebende Wirkung auf Antrag wiederherstellen.

In Vertretung
Beigeordneter Welzel

bereich des Glasverbots mit aufgenommen, um wirksam 
den Gefahrenlagen begegnen zu können.

Anordnung der sofortigen Vollziehung
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der 
Grundlage des § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung – VwGO – in der zur Zeit gültigen Fassung.

Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit notwendig, da nur so 
sichergestellt werden kann, dass die getroffene Anordnung 
unmittelbar vollziehbar ist. Die Gefahren, welche von miss-
bräuchlich benutzten Glasbehältnissen ausgehen, können 
für so bedeutende Individual-Schutzgüter wie Gesundheit, 
Leben und Eigentum insbesondere unbeteiligter Personen 
so schwerwiegend sein, dass nicht erst der Abschluss eines 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewartet werden 
kann.

Demgegenüber muss das private Interesse an der Benut-
zung von Glas in öffentlichen Bereichen lediglich tempo-
rär zurückstehen. Durch die Vollzugsfolgen wird nicht die 
Versorgung mit Getränken eingeschränkt. Auch kann der 
persönliche Bedarf durch die Nutzung von Kunststoff­, Plas-
tik­ oder Pappbechern beziehungsweise Kunststoffflaschen 
problemlos sichergestellt werden. Eine Hemmung der Voll-
ziehung durch einen Rechtsbehelf würde indes die genann-
te Gefahr für Leib und Leben beziehungsweise die Gesund-
heit in vollem Umfang bestehen lassen.

Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollzie-
hung der Anordnungen und damit der Verhinderung von 
Gefahren, insbesondere für die körperliche Unversehrtheit, 
überwiegt damit das eventuelle Aufschubinteresse der hier-
von Betroffenen.

Androhung von Zwangsmitteln
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grund-
lage der §§ 55, 59, 60 und 63 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – VwVG 
NRW – in der zur Zeit gültigen Fassung. Als Zwangsmittel 
kommen gem. § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, Zwangs-
geld und unmittelbarer Zwang in Betracht.

Bei Verstößen gegen das unter Ziffer I. verfügte Mitfüh-
rungsverbot wird auf der Grundlage des § 62 VwVG NRW 
das Zwangsmittel des unmittelbaren Zwanges angedroht.

Gem. § 58 Abs. 3 VwVG NRW darf der unmittelbare Zwang 
nur angewendet werden, wenn andere Zwangsmittel nicht 
zum Ziel führen oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der 
Fall. Zweck des Mitführungsverbotes ist es, die Veranstal-
tungsfläche sowie die Zuwegungen dorthin von Glasgefä-
ßen frei zu halten, um die in der Begründung beschriebe-
nen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund muss 
ein Zwangsmittel angedroht werden, dass zum sofortigen 
Erfolg führt. Durch ein anderes Zwangsmittel kann nicht 
wirksam verhindert werden, dass Glas in den Veranstal-
tungsbereich gelangt und dort benutzt wird. Insofern ist 
die Anwendung des unmittelbaren Zwanges auch verhält-
nismäßig.
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Althaus, Christoph
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung − Bekanntmachung des Verfahrens: Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnens...

Für die Ausschreibung "Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnenschutz", Vergabenummer
V19/23−2/126 wird nach VOB/A §12 Absatz 2 folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name, Anschrift, Telefon−, Telefaxnummer sowie Emailadresse des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697 Solingen · Germany

B) Gewähltes Vergabeverfahren:
Öffentliche Ausschreibung [VOB]

C) Gegebenenfalls Auftragsvergabe auf elektronischem Wege und Verfahren der Ver− und Entschlüsselung:
Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden. Hier müssen die Angebote
elektronisch abgegeben werden.

D) Art des Auftrags:
Bauauftrag

E) Ort der Ausführung:
42719 Deller Str. 19, Solingen

F) Art und Umfang der Leistung:
Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnenschutz
Die Leistungen werden im Zuge einer Sanierung eines Bestandsgebäudes durchgeführt und beinhalten im wesentlichen folgende Arbeiten:
− Rückbau und Entsorgung von bestehenden Fensterelementen
− Rückbau und Entsorgung von bestehenden Fassadenverkleidungen
− Fenster und Türen aus Aluminium in den Außenwänden
− Außentüren aus Stahl
− Sonnenschutzanlagen − außenliegend
− Blendschutzanlagen − innenliegend
− Zusätzlicher Gegenstand dieser Ausschreibung sind die Verglasungsarbeiten. Die Leistung umfasst die Lieferung, das Einsetzen und das
Abdichten aller
Glasscheiben und Ausfachungen und die fachgerechteAbdichtung aller Elemente in/an den Baukörper.

G) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistungen gefordert werden:

H) Falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für
eines, mehrere oder alle Lose einzureichen:
keine Lose

I) Zeitpunkt, bis zu dem die Bauleistungen beendet werden sollen oder Dauer des Bauleistungsauftrags; sofern möglich Zeitpunkt, zu dem die
Bauleistungen begonnen werden sollen:
Von: Bis:
Mit der Ausführung ist zu beginnen: in der KW 39 2019
Die Leistung ist fertigzustellen innerhalb von 13 Wochen nach dem vereinbarten Beginn der Ausführung.
Folgende Einzelfristen sind Vertragsfristen: 5 +13 KW: Behänge

J) Gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 zur Zulässigkeit von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

K) Name und Anschrift, Telefon− und Faxnummer, E−Mailadresse der Stelle, bei der die Vergabeunterlagen und zusätzliche Unterlagen
angefordert und eingesehen werden können:
Stadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden, dort finden Sie weitere
Informationen und diese Bekanntmachung. In diesem Verfahren könnnen die Angebote ausschließlich elektronisch abgegeben werden.

L) Gegebenenfalls Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrags, der für die Unterlagen zu entrichten ist:
Die Unterlagen stehen ausschließlich elektronisch zur Verfügung.

M) Bei Teilnahmeantrag: Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme, Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, Tag an dem die
Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden:

N) Frist für den Eingang der Angebote:
02.05.2019 10:00:00

O) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind, gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote elektronisch zu übermitteln sind:
In diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter
https://www.deutsche−ever gabe.de/

P) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:
Deutsch
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Althaus, Christoph
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung − Bekanntmachung des Verfahrens: Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnens...

Für die Ausschreibung "Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnenschutz", Vergabenummer
V19/23−2/126 wird nach VOB/A §12 Absatz 2 folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name, Anschrift, Telefon−, Telefaxnummer sowie Emailadresse des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697 Solingen · Germany

B) Gewähltes Vergabeverfahren:
Öffentliche Ausschreibung [VOB]

C) Gegebenenfalls Auftragsvergabe auf elektronischem Wege und Verfahren der Ver− und Entschlüsselung:
Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden. Hier müssen die Angebote
elektronisch abgegeben werden.

D) Art des Auftrags:
Bauauftrag

E) Ort der Ausführung:
42719 Deller Str. 19, Solingen

F) Art und Umfang der Leistung:
Sanierung "Erika−Rothstein−Schule", Dellerstr. 19: Fenster und Türen und Sonnenschutz
Die Leistungen werden im Zuge einer Sanierung eines Bestandsgebäudes durchgeführt und beinhalten im wesentlichen folgende Arbeiten:
− Rückbau und Entsorgung von bestehenden Fensterelementen
− Rückbau und Entsorgung von bestehenden Fassadenverkleidungen
− Fenster und Türen aus Aluminium in den Außenwänden
− Außentüren aus Stahl
− Sonnenschutzanlagen − außenliegend
− Blendschutzanlagen − innenliegend
− Zusätzlicher Gegenstand dieser Ausschreibung sind die Verglasungsarbeiten. Die Leistung umfasst die Lieferung, das Einsetzen und das
Abdichten aller
Glasscheiben und Ausfachungen und die fachgerechteAbdichtung aller Elemente in/an den Baukörper.

G) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistungen gefordert werden:

H) Falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für
eines, mehrere oder alle Lose einzureichen:
keine Lose

I) Zeitpunkt, bis zu dem die Bauleistungen beendet werden sollen oder Dauer des Bauleistungsauftrags; sofern möglich Zeitpunkt, zu dem die
Bauleistungen begonnen werden sollen:
Von: Bis:
Mit der Ausführung ist zu beginnen: in der KW 39 2019
Die Leistung ist fertigzustellen innerhalb von 13 Wochen nach dem vereinbarten Beginn der Ausführung.
Folgende Einzelfristen sind Vertragsfristen: 5 +13 KW: Behänge

J) Gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 zur Zulässigkeit von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

K) Name und Anschrift, Telefon− und Faxnummer, E−Mailadresse der Stelle, bei der die Vergabeunterlagen und zusätzliche Unterlagen
angefordert und eingesehen werden können:
Stadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden, dort finden Sie weitere
Informationen und diese Bekanntmachung. In diesem Verfahren könnnen die Angebote ausschließlich elektronisch abgegeben werden.

L) Gegebenenfalls Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrags, der für die Unterlagen zu entrichten ist:
Die Unterlagen stehen ausschließlich elektronisch zur Verfügung.

M) Bei Teilnahmeantrag: Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme, Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, Tag an dem die
Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden:

N) Frist für den Eingang der Angebote:
02.05.2019 10:00:00

O) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind, gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote elektronisch zu übermitteln sind:
In diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter
https://www.deutsche−ever gabe.de/

P) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:
Deutsch
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Q) Datum, Uhrzeit und Ort des Eröffnungstermins sowie Angabe, welche Personen bei der Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen:

R) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:

S) Wesentliche Finanzierungs− und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die maßgeblichen Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
Gemäß VOB.

T) Gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft nach der Auftragsvergabe haben muss:
Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Vertreter.

U) Verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters:
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 5 Jahre.
Umsätze der letzten 3 Jahre.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.

V) Zuschlagsfrist:
31.05.2019

W) Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen
wenden kann:
Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 34 VOB Beschwerdestelle
Postfach 300865
40408 Düsseldorf

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Althaus, Christoph
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung − Bekanntmachung des Verfahrens: Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau

Für die Ausschreibung "Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau", Vergabenummer V19/KCF/123 wird folgende
Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind:
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697 Solingen · Germany

B) Art der Vergabe:
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

C) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden. Hier müssen die Angebote
elektronisch abgegeben werden.

D) Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leistung
Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau
Beschaffung eines 3−Achs− Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau und geteilter Automatik−Kammschüttung

Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

E) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:
keine Lose

F) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

Nebenangebote von vergleichbar ausgestatteten Vorführ− / Lagerfahrzeugen mit einer maximalen Km−Laufleistung von 5.000 km werden als
gleichwertig anerkannt.

G) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Von: Bis:
Beginn: 06/2019
Ende: 04/2020

H) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Klingenstadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen
Germany

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Sie haben lediglich die Möglichkeit der elektronischen Angebotsabgabe. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter:
https://www.deutsche−ever gabe.de/

I) die Teilnahme− oder Angebots− und Bindefrist:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 28.05.2019 10:00:00
Bindefrist: 26.07.2019

J) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:

K) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
Gem. VOL/B

L) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des
Bewerbers oder Bieters verlangen:
Zulassungszahlen Trägerfahrzeug in den letzten 2 Kalenderjahren (2017 und 2018) in der BRD in Fahrzeugklasse ab 26,0 t zGG –
Mindestvorgabe 1.000 zugelassene Fahrzeuge p. a.
Produktionsmenge Abfallentsorgungsaufbau in 2018 − Mindestvorgabe 50 Stück.
Mindestens 3 positive Referenzen für vergleichbare Fahrzeuge im kommunalen Einsatz.
3 positive Referenzen Rückraumüberwachungs−Syst em.
3 positive Referenzen Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.
Umsätze der letzten 3 Geschäftsjahre
Eigenerklärung nach § 123 GWB.
Erklärung gemäß § 19 MiloG.
Eigenerklärung Insolvenz.

Es wird auf die Bekanntmachung Amtsblatt EU verwiesen.
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

M) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigung der Vergabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibungen:
Die Unterlagen stehen über das Vergabeportal Deutsche eVergabe kostenlos zur Verfügung:https://www.deu tsche−evergabe.de/

N) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden:
Aufschlüsselung der Kriterien:

„Wirtschaftlichkeit“ mit 53 % (53 Punkte)

„Technischer Wert“ mit 20 % (20 Punkte)
„Umweltverträglichkeit“ mit 12 % (12 Punkte)
„Ergonomie / Funktionalität“ mit 15 % (15 Punkte)
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Althaus, Christoph
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung − Bekanntmachung des Verfahrens: Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau

Für die Ausschreibung "Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau", Vergabenummer V19/KCF/123 wird folgende
Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind:
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697 Solingen · Germany

B) Art der Vergabe:
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

C) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden. Hier müssen die Angebote
elektronisch abgegeben werden.
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Beschaffung eines 3−Achs− Müllsammelfahrzeug mit Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau und geteilter Automatik−Kammschüttung

Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

E) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:
keine Lose

F) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

Nebenangebote von vergleichbar ausgestatteten Vorführ− / Lagerfahrzeugen mit einer maximalen Km−Laufleistung von 5.000 km werden als
gleichwertig anerkannt.

G) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Von: Bis:
Beginn: 06/2019
Ende: 04/2020

H) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Klingenstadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen
Germany

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Sie haben lediglich die Möglichkeit der elektronischen Angebotsabgabe. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter:
https://www.deutsche−ever gabe.de/

I) die Teilnahme− oder Angebots− und Bindefrist:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 28.05.2019 10:00:00
Bindefrist: 26.07.2019

J) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:

K) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
Gem. VOL/B

L) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des
Bewerbers oder Bieters verlangen:
Zulassungszahlen Trägerfahrzeug in den letzten 2 Kalenderjahren (2017 und 2018) in der BRD in Fahrzeugklasse ab 26,0 t zGG –
Mindestvorgabe 1.000 zugelassene Fahrzeuge p. a.
Produktionsmenge Abfallentsorgungsaufbau in 2018 − Mindestvorgabe 50 Stück.
Mindestens 3 positive Referenzen für vergleichbare Fahrzeuge im kommunalen Einsatz.
3 positive Referenzen Rückraumüberwachungs−Syst em.
3 positive Referenzen Drehtrommel−Abfallentsorg ungsaufbau.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.
Umsätze der letzten 3 Geschäftsjahre
Eigenerklärung nach § 123 GWB.
Erklärung gemäß § 19 MiloG.
Eigenerklärung Insolvenz.

Es wird auf die Bekanntmachung Amtsblatt EU verwiesen.
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

M) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigung der Vergabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibungen:
Die Unterlagen stehen über das Vergabeportal Deutsche eVergabe kostenlos zur Verfügung:https://www.deu tsche−evergabe.de/

N) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden:
Aufschlüsselung der Kriterien:

„Wirtschaftlichkeit“ mit 53 % (53 Punkte)

„Technischer Wert“ mit 20 % (20 Punkte)
„Umweltverträglichkeit“ mit 12 % (12 Punkte)
„Ergonomie / Funktionalität“ mit 15 % (15 Punkte)
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Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren

Von: Althaus, Christoph
An: Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Betreff: Bekanntmachung − Bekanntmachung des Verfahrens: Wartung der naturwissenschaftlichen Räume

Öffentliche
Ausschreibung 

Für die Ausschreibung: Wartung der naturwissenschaftlichen Räume wird nach VOL/A §17 folgende Bekanntmachung
veröffentlicht:

a) Test, Name, Anschrift, Telefon−, Telegrafen−, Fernschreib− und Fernkopiernummer des Auftraggebers (Vergabestelle):
Klingenstadt Solingen · Konzernbeschaffung und
Medienservice · Vergabestelle · Bonner Straße 100 · 42697
Solingen · Germany

b) Art der Vergabe:
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

c) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistung (z. B. Empfangs− oder Montagestelle):
Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

d) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose, Umfang der Lose und mögliche Vergabe der Lose an verschiedene Bieter:
Wartung der naturwissenschaftlichen Räume
Wartung der naturwissenschaftlichen Räume in
Schulgebäuden der Stadt Solingen (Laufzeit von 01.05.2019
bis 31.12.2021)

Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

e) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
keine Lose

f) Bezeichnung (Anschrift) der Stelle, die die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben abgibt, sowie des Tages, bis zu dem sie bei ihr spätestens
angefordert werden können:
Nebenangebote sind zugelassen

g) Bezeichnung der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und das Anschreiben eingesehen werden können:
Von: 15.05.2019 Bis: 31.12.2021

h) Höhe etwaiger Vervielfältigungskosten und die Zahlungsweise:
Stadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen

Tel.:+49 2122906779 Fax:+49 2122906695

Über www.deutsche−evergabe.de können die Unterlagen
ausschließlich in elektronischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur
elektronisch erfolgen.

i) Ablauf der Angebotsfrist inklusiv Uhrzeit:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 07.05.2019 10:00:00
Bindefrist: 06.06.2019

K) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:
 Gem. VOL/B

L) Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 3 Jahre.
Umsätze der letzten 3 Jahre.
Durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter.
Die erforderliche Fachkenntnis der befähigten Personen (der Prüfer) ist durch aktuelle Bescheinigungen oder Zertifikate nachzuweisen:
Prüfung elektrischer Anlagen und Betriebsmittel: abgeschlossene Ausbildung als Elektrofachkraft
Prüfung von Flüssiggasanlagen, gem. GUV V D 34: Nachweis als "befähigte Person" für die Prüfung derartiger Anlagen. Befähigte Person ist
grundsätzlich ein Gasinstallateur mit abgeschlossener Ausbildung.
Prüfung von Niederdruck−Gasanlagen: eine abgeschlossene Ausbildung als Gasinstallateur.
Prüfung von Laborabzügen (Digestorien) – einschließlich Prüfung lufttechnischer Funktion: Teilnahmebescheinigung an einer Weiterbildung zur
"Befähigten Person zur Prüfung von Laborabzügen".
Prüfung von Sicherheitsschränken für brennbare Flüssigkeiten und für Druckgasflaschen: schriftlicher Nachweis als "befähigte Person".
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

m) Die mit dem Angebot vorzulegenden Unterlagen, die ggf. vom Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers verlangt werden:

n) Zuschlags− und Bindefrist
Niedrigster Preis

o) Den besonderen Hinweis, dass der Bewerber mit der Abgabe seines Angebots auch den Bestimmungen über nicht berücksichtigte Angebote (§27)
unterliegt.
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